Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7092 


09 . 05 . 90 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Roth, Vosen, Dr. Jens, Dr. Ehmke (Bonn), 
Dr. Kiejdzinski, Horn, Bachmaier, Bahr, Blunck, Buimahn, Dr. von Büiow, 
Catenhusen, Duve, Dr. Ehrenberg, Dr. Emmerlich, Erier, Fischer (Homburg), Fuchs 
(Veri), Ganseforth, Gansei, Dr. Gautier, Gerster (Worms), Dr. Giotz, Grunenberg, 
Heistermann, Jung (Düsseidorf), Jungmann (Wittmoidt) Koibow, Leidinger, 
Leonhart, Lohmann (Witten), Meyer, Mülier (Pieisweiier), Nagei, Renger, 
Reuschenbach, Dr. Scheer, Seidenthal, Dr. Skarpells-Sperk, Dr. Soell, Dr. Sperling, 
Steiner, Dr. Timm, Vahiberg, Verheugen, Voigt (Frankfurt), Weisskirchen (Wiesioch), 
Wieczorek-Zeui, Wiefelspütz, WIschnewski, Würtz, Zander, Zeltler, Zumkley, 

Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 11/6724 — 


Einigungsprozeß und COCOM-Tech nolog iebarriere 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben 
vom 8. Mai 1990 des Parlamentarischen Staatssekretärs beim 
Bundesminister für Wirtschaft, Dr. Riedl, übermittelt 

Vorbemerkungen 

Es ist der schon vielfach erklärte und unveränderte Standpunkt 
der Bundesregienmg, daß eine deutliche und umfassende Libera- 
lisierung und Modernisierung der COCOM-Regeln dringend er- 
forderlich ist. Das CO COM -Instrumentarium in seiner derzeitigen 
Form wird den tiefgreifenden Veränderungen, die insbesondere 
in der DDR, aber auch in den Ländern Mittel- und Osteuropas in 
Gang gekommen sind, und dem weitreichenden Wandel, der sich 
im Verhältnis zwischen West und Ost vollzieht, nicht mehr ge- 
recht. Die Reformbemühungen im Osten müssen auch durch eine 
veränderte COCOM-Politik des Westens ermutigt und unterstützt 
werden. Der Erfolg der gesellschaftspolitischen Reformen in Mit- 
tel- und Osteuropa ist vor allem abhängig von raschen Fortschrit- 
ten im Bereich der Wirtschaft, Diese Fortschritte setzen aber eine 
grundlegende Modernisierung der dortigen Wirtschaft voraus, die 
nur in Zusammenarbeit mit dem Westen erreicht werden kann. 
Die COCOM-Regeln müssen so an die veränderte Situation ange- 
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paßt werden, daß diese notwendige Kooperation auch möglich ist. 
Die Bundesregierung hat eine Reihe von Initiativen ergriffen, um 
in den besonders wichtigen Bereichen der Wirtschaftsbeziehun- 
gen mit Mittel- und Osteuropa eine fühlbare Auflockerung der 
Kontrollvorschriften zu erreichen. Über diese Initiativen verhan- 
delt sie derzeit sowohl im Koordinierungsausschuß in Paris wie 
auch bilateral mit ihren COCOM-Partnern. 

Vor allem aber darf das Zusammenwachsen der beiden deutschen 
Staaten durch COCOM nicht behindert werden. Aus dem Vereini- 
gungsprozeß ergeben sich für die Anpassung der COCOM- 
Regeln besondere Notwendigkeiten sowohl hinsichtlich des Um- 
fangs einer Reduzierung der Kontrollen wie auch hinsichtlich des 
zeitlichen Rahmens, innerhalb dessen diese Reduzierung erfolgen 
muß. Mit der noch für Mitte dieses Jahres vorgesehenen Wirt- 
schafts- und Währungsunion setzt sich die DDR dem Wettbewerb 
der technisch uiid technologisch weitaus stärkeren westlichen 
Unternehmen aus. Dies bedingt, daß die Wettbewerbsfähigkeit 
der DDR-Industrie unverzüglich und in ausreichendem Umfang 
durch Technologie-Importe aus dem Westen gesteigert wird. 

Die COCOM-Kontrollen gegenüber der DDR müssen deshalb auf 
ein unbedingt notwendiges Minimum beschränkt werden. Dies 
muß sehr schnell geschehen. Dazu ist die Zustimmung der 
COCOM-Partner der Bundesrepublik Deutschland notwendig. 
Die Bundesregierung hat in ihren bisherigen Gesprächen mit den 
Partnern Verständnis für ihren Standpunkt gefunden, daß der 
Vereinigungsprozeß durch das COCOM-Instrumentarium keinen 
Schaden erleiden darf. Die Bundesregierung ist deshalb zuver- 
sichtlich, daß sie die Zustimmung ihrer Partner zu einer Lösung 
erhalten wird, die der DDR erlaubt, aus der Bundesrepublik 
Deutschland und den anderen westlichen Staaten die modernen 
Ausrüstungen und Technologien zu bekommen, die sie schon in 
der Übergangszeit bis zur Vereinigung braucht. Über die damit 
verbundenen Fragen notwendiger Garantien für die Verwendung 
der westlichen Technologie spricht die Bundesregierung derzeit 
mit der DDR. 


Die Fortschritte im deutschen Einigungsprozeß werden wesentlich da- 
von abhängen, wie rasch es gelingt, in der DDR eine wirtschaftliche 
Entwicklung einzuleiten, die der dortigen Bevölkerung eine vernünftige 
Wohlstandsperspektive bietet. 

Dazu gehören vorrangig die Sicherung der Beschäftigung in Industrie 
und Landwirtschaft, das Entstehen eines breiten Mittelstandes, die 
Stadtemeuerung, die Lösung der Umweltprobleme und die Modernisie- 
rung der gesamten Infrastruktur des Landes (Straßen, Eisenbahn, öffent- 
licher Nahverkehr, Energieversorgung und die Telekommunikations- 
Netze). 

Der Transfer der für diese Entwicklungen notwendigen neuesten Tech- 
nologien auf allen Gebieten (Elektronik, Telekommunikation, Compu- 
ter, Werkzeugmaschinen, Meß- und Regeltechnik, Materialien, Know- 
how und Software) in die DDR ist nach wie vor wegen der geltenden 
Ausfuhrbeschränkungen praktisch unmöghch. Zur Zeit kann nur „Tech- 
nik von gestern"' in den Ostblock gehefert werden. 

Die im westlichen Verteidigungsbündnis (ohne Island) und mit Japan 
und Australien im Coordinating Committee for Multilateral Export Con- 
trols, Paris, (COCOM) verabredeten Exportbeschränkungen müssen in 
bezug auf die DDR gänzhch und in bezug auf die Sowjetunion und die 
übrigen Staaten des Warschauer Pakts bzw. des Rats für gegenseitige 
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Wirtschaftshilfe (Comecon) weitestgehend aufgehoben werden, soweit 
es sich nicht um den Export von Waffen, Waffenbestandteilen, Produk- 
tionsanlagen und Fertigungsunterlagen für Waffen handelt (vgl. Ent- 
schließungsantrag der Fraktion der SPD - Drucksache 11/6085 -). 

1. Welche Vereinbarungen hat Bundeskanzler Kohl bei seinen 
Gesprächen mit dem sowjetischen Staatspräsidenten Gorbatschow 
am 9. Februar 1990 - oder auch sonst - hinsichtlich der von seiten 
der DDR gegenüber der Sowjetunion bestehenden Lieferverpflich- 
tungen getroffen? 


Der Bundeskanzler hat mit Präsident Gorbatschow am 9. Februar 
1990 auch über die Lieferverpflichtungen der DDR gegenüber der 
Sowjetunion gesprochen. Vereinbarungen wurden über dieses 
Thema nicht getroffen. 


2. Welche Informationen liegen der Bundesregierung über die Liefer- 
verpflichtungen der DDR gegenüber der Sowjetunion vor (Detaillie- 
rung nach Umfang, Wert, Laufzeit, Branchen und Gütern)? 


Der Schwerpunkt der DDR-Exporte in die UdSSR liegt traditionell 
bei Maschinen, Ausrüstungen, Transportmitteln sowie elektro- 
technischen und elektronischen Geräten. Dies gilt auch für das 
zwischen der DDR und der UdSSR abgeschlossene Jahresproto- 
koll 1990 und die dieses Protokoll in sanktionsfähige Lieferver- 
pflichtungen umsetzenden sogenannten kommerziellen Verträge, 
Die Bundesregierung ist von der DDR über deren Lieferverpfhch- 
tungen gegenüber der UdSSR unterrichtet worden. Da es sich 
jedoch um Vereinbarungen zwischen der DDR und der UdSSR 
handelt, die nach dem Wunsch beider Staaten vertrauüch zu 
behandeln sind, kann die Bundesregierung Einzelheiten hierüber 
nicht bekanntgeben. 


3. In welchem Ausmaß wären Lieferverpflichtungen der DDR gegen- 
über der Sowjetunion von einer Verlagerung der „COCOM- 
Grenze" an die polnische Westgrenze betroffen? 


Die der Bundesregierung über die Lieferverpflichtungen der DDR 
vorliegenden Informationen reichen nicht aus, um definitiv zu 
beurteilen, welche der in die UdSSR zu liefernden Waren nach 
dem Recht der Bundesrepubhk Deutschland einer Ausfuhrgeneh- 
migung bedürften und bei welchen Waren darüber hinaus nach 
den zwischen den COCOM-Partnerstaaten vereinbarten Regeln 
eine COCOM-Zustimmung notwendig wäre. 


4. Mit welchem Konzept verhandelt die Bundesregierung gegenwär- 
tig mit den Westmächten bzw. wird sie in Verhandlungen mit den 
Westmächten gehen, um das COCOM- Problem in bezug auf die 
DDR im deutschen Einigungsprozeß integriert zu lösen? 


Es wird auf die Vorbemerkungen zu dieser Kleinen Anfrage ver- 
wiesen. Ziel aller Gespräche mit den COCOM-Partnern ist, das 
Kontrollinstrumentarium so anzupassen, daß das Zusammen- 
wachsen der beiden deutschen Staaten hierdurch nicht behindert 
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wird. Einzelheiten des Konzepts sind noch Gegenstand vertrau- 
licher Verhandlungen und können daher nicht offengelegt wer- 
den. Sobald die Verhandlungen der Bundesregierung mit den 
COCOM-Partnem zu konkreten Ergebnissen geführt haben, ist 
die Bundesregierung aber selbstverständlich bereit, hierüber im 
Wirtschaftsausschuß des Deutschen Bundestages eingehend zu 
berichten. 


5. In welchem Zusammenhang steht die Position der USA, wonach ein 
vereinigtes Deutschland Vollmitglied der NATO bleiben muß, mit 
der von den USA im Rahmen des Einigungsprozesses gewünschten 
Verlagerung der „COCOM-Grenze" an die polnische Westgrenze, 
und inwieweit sieht die Bundesregierung hierin ein Hindernis im 
Einigungsprozeß? 


Zwar sind sowohl NATO wie COCOM Instrumente der westlichen 
Sicherheitspolitik. Ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen 
NATO-Mitgliedschaft und Mitarbeit im COCOM besteht jedoch 
nicht; dies wird auch daraus deutlich, daß dem COCOM auch 
Japan und Australien angehören, nicht aber das NATO-Mitglied 
Island. 


6. Mit welchen konkreten Resultaten hinsichtlich der Revision der 
„COCOM-Liste" für einzelne Waren oder Technologien {insbe- 
sondere des Teils I Abschnitt C der Ausfuhrhste „Sonstige Waren 
und Technologien") endete die COCOM- Verhandlungsrunde vom 
14./15. Februar 1990 in Paris? 


Der COCOM-Exekutivausschuß hat sich in seiner Sondersitzung 
am 14. /15. Februar 1990 mit technischen Detailfragen der 
COCOM-Liste nicht befaßt. Der Exekutivausschuß hat jedoch 
unter anderem beschlossen, die Straffung der COCOM-Liste ins- 
besondere in den Bereichen Computer, Telekommunikation und 
Werkzeugmaschinen zu beschleunigen; für den Bereich Telekom- 
munikation ist zu diesem Zweck eine spezielle Arbeitsgruppe 
eingerichtet worden, wie sie für die Bereiche Computer und 
Werkzeugmaschinen bereits besteht. Diese Gruppen sollen bis zu 
einem höherrangigen Treffen am 6./7. Juni 1990 zu Ergebnissen 
kommen. 


7. Haben die USA, wie vorher zum Teil auch öffenthch angekündigt, 
ihr „Einverständnis" zur Freigabe des Exports von 

— Werkzeugmaschinen bis zu einer Gesamtpositioniergenauigkeit 
von plus oder minus fünf Mikrometern, 

— Mikroprozessoren mit einer Verarbeitungsleistung von 16 Bit, 

— Mikrowellen-Übertragungs- Systemen mit einer Übertragungs- 
leistung von 140 Megabit/Sekunde und von 

— Glasfaserkabeln mit einer Dämpfung von 0,3 dB 
erteilt, und wenn nein, warum nicht? 


Die COCOM-Partnerstaaten haben für alle ihre Beratungen 
strikte Vertraulichkeit vereinbart. Einzelheiten über die Haltung 
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einzelner COCOM-Partner zu bestimmten im Komitee diskutier- 
ten Fragen können deshalb nicht bekanntgegeben werden. In 
allen angesprochenen Bereichen sind die Verhandlungen in den 
Arbeitsgruppen noch nicht abgeschlossen. Über die Ergebnisse 
wird im Rahmen des hochrangigen COCOM-Treffens am 6./7. 
Juni 1990 entschieden. 


8. Haben die USA ihr „Einverständnis" zur Anwendung des gegen- 
über China praktizierten Export-Verfahrens auf die Ostblockländer 
oder auf ausgewählte Ostblockländer erteilt, und wenn nein, 
warum nicht? 


Aus den in der Antwort zu Frage 7 genannten Gründen kann 
diese Frage nicht beantwortet werden. 


9. Aus welchen Gründen halten die USA an ihrer Weigerung fest, die 
Sowjetunion in ein erleichtertes Verfahren nach dem Beispiel Chi- 
nas einzubeziehen, und welches ist hierbei das ggf. abweichende 
Konzept der Bundesregierung? 

10. Soll hinsichtlich der Exporte in die Sowjetunion u. U. ein Sonder- 
recht, ggf. in Form einer spezifizierten „Kem-Liste", geschaffen 
werden, und welche Haltung nimmt die Bundesregierung hierzu 
ggf. ein? 


Die Bundesregierung hält, wie in den Vorbemerkungen zu dieser 
Kleinen Anfrage schon ausgeführt, eine umfassende und deut- 
liche Liberalisierung der COCOM-Kontrollen gegenüber allen 
Zielländern, also einschließhch der UdSSR, für dringend notwen- 
dig. Orientierungspunkt für das Ausmaß dieser anzustrebenden 
Liberalisierung sollten nach Auffassung der Bundesregierung 
zumindest die heute schon für die VR China geltenden Erleichte- 
rungen sein. Über die Haltung anderer COCOM-Partnerstaaten 
zu diesen Fragen kann aus den in der Antwort zu Frage 7 genann- 
ten Gründen nichts gesagt werden. 


11. Wann werden die COCOM-Partner wieder verhandeln, und mit 
welchem Konzept geht die Bundesregierung in diese Verhandlun- 
gen, um die Schaffung einer Wirtschafts- und Währungsunion mit 
der DDR zu ermöglichen? 


Das nächste hochrangige Treffen der COCOM-Partner ist für An- 
fang Juni 1990 vorgesehen. Zum Konzept, mit dem die Bundes- 
regierung in diese Verhandlungen geht, siehe Antwort auf 
Frage 4. 


12. Welches Konzept verfolgt die Bundesregierung in den COCOM- 
Verhandlungen, um Waren oder Technologien der Kernenergieliste 
(Teil I Abschnitt B der Ausfuhrliste) zur Erhöhung der Sicherheit der 
DDR- Kernkraftwerke in die DDR exportieren zu können? 


Die Bundesregierung hat Revisionsvorschläge erarbeitet und im 
Komitee eingebracht, die die sicherheitstechnische Nachrüstung 
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von Kernkraftwerken im RGW-Raum ermöglichen sollen. Diese 
Vorschläge haben insbesondere die Freigabe von rechnerge- 
steuerten Prozeß-Leitsystemen zum Ziel. Sonstige Bauteile zur Er- 
höhung der Reaktor Sicherheit können ohne Beteüigung des 
COCOM genehmigt werden. 


13. Welche Informationen liegen der Bundesregierung im Zusammen- 
hang mit Informations- und Beratungsbesuchen von Mitarbeitern 
des Kemforschungszentrums Karlsruhe in der DDR vor, wonach 
diese Mitarbeiter von zuständigen bundesrepublikanischen Stellen 
auf die strikte Einhaltung der COCOM-Vorschriften hingewiesen 
worden sein sollen? 


Bundeswirtschaftsminister Dr. Hausmann hat dem Vorstand des 
Kemforschungszentrums Karlsruhe Anfang März 1990 mitgeteilt, 
daß die vom Kernforschungszentrum Karlsruhe mit Einrichtungen 
der DDR auf dem Gebiet der Reaktorsicherheit zu schließenden 
Verträge nach dem Recht des innerdeutschen Wirtschaftsverkehrs 
allgemein genehmigt sind. Der vom Kernforschungszentrum 
Karlsruhe beabsichtigten wissenschaftlich-technischen Zusam- 
menarbeit mit der DDR stehen deshalb keinerlei Hindernisse aus 
dem Bereich der COCOM-Kontrollen entgegen. 


14. Sieht die Bundesregierung einen Zusammenhang zwischen der 
restriktiven Haltung der USA bei der Revision der „COCOM- Liste" 
und dem von den Koalitionsfraktionen im Deutschen Bundestag seit 
Monaten verzögerten Gesetzgebungsverfahren zur Verschärfung 
des Außenwirtschaftsrechts zur Regelung der Konsequenzen aus 
dem Libyen- Giftgas-Skandal und den anderen Waffenexport- Skan- 
dalen der jüngsten Zeit, wie ihn die Wochenzeitung DIE ZEIT in 
ihrer Ausgabe vom 23. Februar 1990 beschreibt, und wenn nein, 
warum nicht? 


Die US-Regiemng sieht einen generellen Zusammenhang zwi- 
schen den Erleichterungen der Exportkontrollpolitik und einer 
wirksamen Kontrolle. Sie verfolgt daher mit Interesse - ohne 
allerdings eine direkte Verbindung herzustellen - das Gesetz- 
gebungsverfahren zur Verschärfung des Außenwirtschafts- und 
Kriegswaffenkontrollrechts. Bei der Behandlung der Gesetzent- 
würfe hat sich in den zuständigen Ausschüssen des Deutschen 
Bundestages der Bedarf nach eingehender Beratung ergeben, der 
den Abschluß des Gesetzgebungsverfahrens verzögert hat. 


15. Welches ist das Ergebnis der Gespräche zwischen Bundeskanzler 
Kohl und US-Präsident Bush am 24. /25, Februar 1990 in Camp 
David hinsichtlich der Herausnahme der DDR aus den COCOM- 
Beschränkungen? 


Über Inhalt und Ergebnis der Gespräche von Bundeskanzler Dr. 
Kohl mit dem amerikanischen Präsidenten Bush in Camp David 
am 24. /25. Februar 1990 ist Vertraulichkeit vereinbart. 
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